
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ: nein

GmbHG §35

Zur Stellung des angestellten Geschäftsführers einer 
GmbH.

BGH, Urt. v. 14. Mai 1990 - II ZR 122/89 - OLG Karlsruhe
LG Kalrsruhe



BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

II ZR 122/89 URTEIL Verkündet am:
14. Mai 1990 
Spengler
Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Franz Josef Sa®®, K®®-Z4 -Straße1

Kläger
und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

SD®Elektrogeräte Vertriebsgesellschaft mbH, 
S t ® ® ® ® P - B ® ® ® ® ® 0 ,  gesetzlich vertreten durch den 
,Aufsichtsrat, Aufsichtsratsvorsitzender: Rechtsanwalt 
Dr. Martin H®®|®, B ® H ® B ®  Straße®®|, St!

Beklagte
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. 
Dr. v . und



2

Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf die 
mündliche Verhandlung vom 14. Mai 1990 durch den 
Vorsitzenden Richter Prof. Boujong und die Richter 
Dr. Bauer, Dr. Hesselberger, Röhricht und Stodolkowitz

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
8. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
25. April 1989 im Kostenpunkt und insoweit aufgehoben, 
als sein in der Berufungsinstanz unter Ziffer 1 ge­
stellter Zahlungsantrag abgewiesen worden ist.

Im Umfange der Aufhebung wird die Sache zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revisionsinstanz, an das Berufungsgericht zurückver­
wiesen .

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger hat am 10. Februar 1983 mit der damals noch 
als GmbH firmierenden Beklagten einen Geschäftsfüh­
rer- und Anstellungsvertrag geschlossen. Die vorangegangenen 
Vertragsverhandlungen waren von dem amerikanischen Unterneh­
men The Company geführt worden, das über seine euro­
päische Holding AflHpLimited in England, die die euro­
päischen Aktivitäten der SHBBB-Gruppe zusammenfaßte, 99,7 % 
der Anteile an der Beklagten besaß. Nachjdem sämtliche An­
teile der ABHWr an eine Gruppe englischer Investoren, die 
zunächst als AlflMPHP Limited, später als

P.L.C. (EV) firmierte, veräußert worden waren, was 
in der Folge auch zur Umbenennung der Beklagten führte, kam 
es zu Verhandlungen des Klägers mit Vertretern dieser In­
vestorengruppe. Diese Gespräche hatten vor allem die künfti­
ge Struktur des Vertriebs der Beklagten und die dem Kläger 
dabei zugedachte Rolle zum Gegenstand. Am 15. Juli 1985 
legte der Kläger, der nicht bereit war, bestimmte, nach 
seiner Ansicht deutschem Recht widersprechende^ Maßnahmen 
'der Gesellschaft mitzutragen, sein Amt als Geschäftsführer 
der Beklagten nieder. Die Beklagte kündigte den Anstellungs­
vertrag mit dem Kläger zum 31. Dezember 1986. Durch rechts­
kräftiges Urteil vom 28. Juni 1987 hat das Oberlandesgericht 
Karlsruhe festgestellt, daß durch diese Kündigung der An­
stellungsvertrag des Klägers vom 10. Februar 1983 nicht be­
endet worden ist.

In dem gegenwärtigen Rechtsstreit begehrt der Kläger 
neben verschiedenen Feststellungen - seine zugleich gegen 
die E 9  erhobene Klage ist in erster Instanz abgetrennt wor-
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den - u.a. die Verurteilung der Beklagten zur Zahlung einer 
Gehaltserhöhung von 5 % für die Zeit vom 1. Mai bis 
31. Dezember 1986 im Gesamtbetrag von 7.350 DM sowie eines 
Bonus im Gesamtwert von 61.740 DM für das Jahr 1985. Nach 
Ansicht des Klägers hat er einen Anspruch auf Weitergewäh­
rung dieser ihm bis 1984 bzw. 1985 gezahlten Zulagen, weil 
ihm The SlHPHi Company vor Abschluß seines Anstellungsver­
trages vom 10. Februar 1983 zugesichert habe, sein Gehalt 
jährlich um 5 % zu erhöhen und ihm, wie sich aus einem 
Schreiben dieser Gesellschaft vom 1. Oktober 1982 ergebe, 
einen jährlichen Bonus von 28 % seines Gehaltes zu gewäh­
ren.

Die Klage blieb in beiden Vorinstanzen in vollem Umfan­
ge ohne Erfolg. Der Senat hat die Revision des Klägers nur 
angenommen, soweit das Berufungsgericht den in der Be­
rufungsinstanz unter Ziffer 1 gestellten Zahlungsantrag über 
insgesamt 69.090 DM nebst Zinsen abgewiesen hat. Insoweit 
verfolgt der Kläger seinen Antrag auf Verurteilung der Be­
klagten weiter. Demgegenüber beantragt die Beklagte Zurück­
weisung der Revision.
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Entscheidunasqründe:

Die Revision führt, soweit der in der Berufungsinstanz 
unter Ziffer 1 gestellte Zahlungsantrag abgewiesen worden 
ist, zur Aufhebung des angefochtenen Urteils und zur Zurück­
verweisung der Sache an das Berufungsgericht.

1. a) Das Berufungsgericht hat dem Kläger einen An­
spruch auf eine 5 %-ige Gehaltserhöhung für die Zeit vom 
1. Mai bis 31. Dezember 1986 in Höhe von insgesamt 
7.350,—  DM mit der Begründung versagt, ein Anspruch auf Ge­
haltserhöhung sei in dem schriftlichen Anstellungsvertrag 
des Klägers nicht vorgesehen. Soweit sich der Kläger unter 
Beweisantritt auf mündlich erteilte ergänzende Zusagen beru­
fen hat, war diesem Beweisantritt nach Ansicht des Beru­
fungsgerichts nicht stattzugeben, weil der Kläger in das 
Wissen der Zeugen keine Tatsachen, sondern Rechtsauffassun­
gen gestellt habe. Eine dahingehende Belehrung des Klägers 
sei nicht erforderlich gewesen. Diese Auffassung begegnet 
durchgreifenden rechtlichen Bedenken.

b) Allerdings kann der Kläger einen Anspruch auf eine 
jährliche Anhebung seines Festgehalts um 5 % nicht auf Zu­
sagen stützen, die ihm die Konzernmuttergesellschaft der Be­
klagten vor seiner Einstellung gegeben haben soll. Denn der 
Anstellungsvertrag mit dem Kläger, nach dem sich die Rechte 
und Pflichten des Klägers aus seinem Dienstvertrag bemessen, 
ist nicht von der Konzernmuttergesellschaft, sondern von dem 
Aufsichtsrat der Beklagten geschlossen worden. Außerdem sind 
die in dem Schreiben der Konzernmutter vom 1. Oktober 1982 
genannten Bedingungen nur als vorläufige, noch nicht end-



6

gültig verbindliche Vorstellungen formuliert, die ausdrück­
lich unter den Vorbehalt des Abschlusses des Vertrages mit 
der Beklagten gestellt werden ("... the principal terms we 
would propose and which would be formally constituted into a 
German employment contract with GmbH"). Hinzu kommt,
daß selbst dieses Schreiben die von dem Kläger behauptete 
konkrete Zusage nicht enthält, sondern lediglich in unver­
bindlicher Weise ausführt, die Gehaltszahlungen betreffenden 
Verwaltungsmethoden der S B p p  European Division sähen eine 
jährliche Überprüfung des Gehalts entsprechend den jeweili­
gen Richtlinien von SBHBi Deutschland (der Beklagten) vor 
("our salary administration procedures provide for review of 
salary each year according to current policy in SBHHI 
Germany"). Aus einer solchen Erklärung läßt sich - jeden­
falls für sich allein genommen - ein konkreter Anspruch auf 
eine jährliche Gehaltsaufbesserung um 5 % jährlich ersicht­
lich nicht herleiten.

Zutreffend ist ferner, daß auch der einige Zeit später 
unter dem 10. Februar 1983 verbindlich abgeschlossene An­
stellungsvertrag des Klägers keine Zusage einer jährlichen 

'Gehaltserhöhung um jeweils 5 % enthält. Dort heißt es ledig­
lich unter III. 2., die Gesellschaft behalte sich Gehalts­
erhöhungen von Zeit zu Zeit nach Maßgabe der Leistung des 
Klägers bzw. einer etwaigen Erweiterung seines Verantwor­
tungsbereichs vor.

c) Die Abweisung des Antrags auf Zahlung des Betrages 
der 5 %-igen Gehaltserhöhung für das Jahr 1986 kann jedoch 
deshalb keinen Bestand haben, weil das Berufungsgericht den 
vom Kläger angebotenen Beweis für eine mündliche Abänderung



dieser Abrede verfahrensfehlerhaft nicht erhoben hat. Das 
Berufungsgericht meint, der Kläger trage insoweit keine in 
das Wissen der von ihm benannten Zeugen gestellte Tatsachen, 
sondern lediglich Rechtsauffassungen vor. Dies hält recht­
licher Prüfung nicht stand. Der Kläger hat dazu unter Be­
nennung des als Steuerberater der Beklagten tätigen Wirt­
schaftsprüfers Dr. SclüflB als Zeugen vorgetragen, die Be­
stimmung der Ziffer III.2. des Anstellungsvertrages sei ein­
vernehmlich dahin modifiziert worden, daß dem Kläger eine 
jährliche Gehaltserhöhung von 5 % der jeweils letzten Bezüge 
zugesagt worden sei. Es bedarf keiner näheren Begründung, 
daß dies eine Tatsachenbehauptung und nicht die Erläuterung 
einer Rechtsansicht ist. Sollte das Berufungsgericht, wofür 
seine Urteilsbegründung allerdings keinen Anhalt liefert, 
der Ansicht gewesen sein, daß dieser Vortrag jedenfalls 
nicht hinreichend substantiiert sei, weil genauere Angaben 
über den Zeitpunkt der Zusage und die Person des Zusagenden 
fehlten, wäre es gehalten gewesen, den Kläger auf diese Be­
denken hinzuweisen und ihm Gelegenheit zur Ergänzung seines 
Vortrages zu geben (§§ 139, 278 ZPO). Dies hätte im vorlie­
genden Fall umso näher gelegen, als der Kläger zugleich Be- 

' weis dafür angetreten hat, daß die von ihm behauptete Zusage 
auch wirklich praktiziert worden ist, indem die Beklagte das 
Gehalt in den folgenden Jahren (1984 und 1985) tatsächlich 
jeweils um 5 % erhöht hat, und das Berufungsgericht zunächst 
anscheinend keine Bedenken gegen die Ordnungsmäßigkeit des 
Beweisantritts des Klägers gehabt hat, wie sich daraus er­
gibt, daß es ihn zunächst aufgefordert hat, die ladungs­
fähige Anschrift des Zeugen aufzugeben.



8

d) Daneben wird das Berufungsgericht zu berücksichtigen 
haben, daß dem Kläger ein Anspruch auf jährliche Gehaltser­
höhung unter bestimmten Voraussetzungen auch aus dem Ge­
sichtspunkt des arbeitsrechtlichen Gleichbehandlungsgrund­
satzes zustehen kann. Dieser Grundsatz gilt im Prinzip auch 
für Geschäftsführer, die nicht oder nicht nennenswert an der 
Gesellschaft beteiligt sind und deshalb insoweit arbeitneh­
merähnlichen Status haben. Dies gilt, da nach diesen Grund­
sätzen nur Gleiches, nicht aber Ungleiches gleich zu behan­
deln ist und der Geschäftsführer aufgrund seiner herausgeho­
benen Stellung nicht schlechthin mit "normalen" Arbeitneh­
mern verglichen werden kann, nur, soweit vergleichbare Fälle 
vorhanden sind. Als solche können hier nur die Behandlung 
von Mitgeschäftsführern und allenfalls unter bestimmten zu­
sätzlichen Voraussetzungen (vgl. dazu unter 2.) leitende^

... 1987 S. 334, 335 und S. 353 m.w.N.). Ein Anspruch auf 
Gleichbehandlung mit Geschäftsführern anderer Konzerntöchter

beitsrechtliche Gleichbehandlungsgrundsatz ist betriebs-,
' allenfalls unternehmensbezogen. Eine Pflicht zur Gleichbe­
handlung im Konzern ist nach heutiger Rechtsauffassung nicht 
ohne weiteres anzuerkennen (vgl. BAGE 52, 380, 390 f.; 
Staudinger/Richardi, BGB 12. Aufl. Vorbem. zu § 611 ff.
Rdn. 637; Schaub, Arbeitsrechtshandbuch 6. Aufl. S. 751). Da 
der Kläger unter Beweisantritt vorgetragen hat, daß sich die 
jährliche 5 %-ige Gehaltserhöhung nicht auf ihn beschränkt, 
sondern in gleicher Weise auch für die anderen leitenden An­
gestellten gegolten habe, wird sich das Berufungsgericht da­
mit auseinanderzusetzen haben, ob bei der Beklagten eine

der Gesellschaft in Betracht kommen (siehe
Groß, Das Anstellungsverhältnis des GmbH-Geschäftsführers

der SOHB-Gruppe kommt dagegen nicht in Betracht. Der ar-



Praxis der Gewährung solcher Erhöhungen bestand, von der der 
Kläger nicht ohne Verstoß gegen den Gleichbehandlungsgrund­
satz ausgeschlossen werden durfte.

2. a) Ein Anspruch des Klägers auf Bonuszahlung für das 
Jahr 1985 in Höhe von 61.740 DM aufgrund des Schreibens der 
European Division des SdHP-Konzerns vom 1. Oktober 1982 
scheitert ebenfalls daran, daß die dort abgegeben Erklärun­
gen für die Beklagte keine unmittelbar rechtlich verpflich­
tende Wirkung haben, wie bereits vorstehend unter 1. darge­
legt worden ist. Der Umstand, daß das herrschende Unterneh­
men aufgrund seiner durch die Anteilsmehrheit vermittelten 
Stimmacht in der Gesellschafterversammlung die Möglichkeit 
hat, unmittelbar Einfluß auf die Geschäftsführung der be­
herrschten GmbH zu nehmen und seine Wünsche durch der Ge­
schäftsführung erteilte Weisungen durchzusetzen, bedeutet 
nicht, was die Revision zu verkennen scheint, daß die Organe 
des herrschenden Unternehmens Vertretungsmacht für die be­
herrschte GmbH hätten und diese durch ihre Erklärungen ge­
genüber Dritten unmittelbar berechtigen und verpflichten 
könnten. Auch die abhängige GmbH handelt vielmehr allein 

' durch ihre eigenen Organe. Selbst die Leitungsmacht der 
Muttergese11schaft (ohnehin nicht der Konzerngroßmutter, 
vgl. Emmerich/Sonnenschein, Konzernrecht 3. Aufl. S. 304) im 
Vertragskonzern wird gemäß § 308 AktG nur durch Weisungen an 
die Geschäftsleitung der Tochtergesellschaft und nicht etwa 
durch einen Übergang der rechtsgeschäftlichen Vertretungs­
macht für die Tochter- auf die Muttergesellschaft ausgeübt.

Da der Anstellungsvertrag des Klägers keine Zusage über 
die Zahlung eines jährlichen Bonus zusätzlich zu dem Festge­
halt des Klägers enthält, läßt sich auch aus ihm der einge­
klagte Anspruch nicht herleiten.



Ebensowenig ist anzunehmen, daß sich die Beklagte durch 
die zweimalige Zahlung des Bonus in den Jahren 1983 und 1984 
dem Kläger gegenüber zur Zahlung eines entsprechenden Bonus 
auch in allen folgenden Jahren verpflichtet hat. Eine solche 
Bindung tritt bei freiwilligen Sonderzuwendungen, selbst 
wenn sie vorbehaltlos gewährt worden sind, im allgemeinen 
erst nach dreimaliger vorbehaltloser Zahlung ein (vgl. BAGE 
2, 302; s.a. Schaub, aaO S. 421). Für einen einem Fremdge­
schäftsführer freiwillig gezahlten Bonus kann insoweit 
nichts anderes gelten.

b) Das Berufungsgericht hätte jedoch, wie die Revision 
im Ergebnis zu Recht rügt, prüfen müssen, ob es bei der Be­
klagten eine ständige, für sie verbindlich gewordene Praxis 
der Gewährung solcher Boni gab, an die sie wegen des Rechtes 
des Klägers auf Gleichbehandlung auch ihm gegenüber gebunden 
ist. Für eine solche ständige Übung spricht der Hinweis in 
dem Schreiben vom 1. Oktober 1982 auf ein anscheinend in 
allen Unternehmen der S^H^-Gruppe praktiziertes Leistungs- 
zulagen-Programm (VICP) für leitende Angestellte. Ein aus 
dieser Übung abgeleiteter Anspruch würde allerdings ähnlich 

' wie bei der Frage nach der Verpflichtung der Beklagten zur 
Vornahme einer jährlichen Gehaltserhöhung (vgl. oben unter 
1.) voraussetzen, daß der Bonus auch etwaigen Mitgeschäfts­
führern oder anderen leitenden Angestellten im Hause der Be­
klagten gezahlt wurde, was der Kläger bisher substantiiert 
nur in bezug auf die jährliche Gehaltserhöhung vorgetragen 
hat, während hinsichtlich des Bonus ein jedenfalls ausdrück­
licher entsprechender Vortrag fehlt. Voraussetzung für ein 
Recht des Klägers, sich unter dem Gesichtspunkt der arbeits-
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rechtlichen Gleichbehandlung auf die anderen leitenden Ange­
stellten der Beklagten gezahlten Boni zu berufen, wäre 
allerdings zum einen, daß derartige Zahlungen nicht ledig­
lich aufgrund individueller Zusagen, sondern einer einheit­
lichen, im wesentlichen für alle leitenden Angestellten 
gleichermaßen geltenden Handhabung erfolgten, was insbeson­
dere bei Verwendung standardisierter Verträge im Konzernver­
bund der Beklagten der Fall sein könnte. Zum anderen würde 
ein Anspruch des Klägers auf Gleichbehandlung mit anderen 
leitenden Angestellten im Hinblick auf die herausgehobene 
Stellung des Geschäftsführers einer GmbH, die einen Ver­
gleich mit anderen Dienstverpflichteten nur in beschränkten 
Umfange zuläßt, des weiteren voraussetzen, daß die Beklagte 
bei der Gestaltung der Dienstverträge keinen grundlegenden 
Unterschied zwischen ihren angestellten Geschäftsführern und 
anderen leitenden Angestellten machte, sondern auch die Ge­
schäftsführer im wesentlichen als leitende, wenn auch mit 
zusätzlichen besonderen Funktionen betraute Angestellte be­
handelte. Diese Voraussetzung könnte insbesondere dann er­
füllt sein, wenn die Dienstverträge aller leitenden Ange­
stellten einschließlich der der Geschäftsführer abgesehen 

' von den speziellen durch die Einräumung der Geschäftsführer­
funktion bedingten SonderbeStimmungen im wesentlichen 
gleichgestaltet gewesen wären.



3. Damit das Berufungsgericht die Sache mit den Par­
teien unter den genannten Gesichtspunkten erörtern und, so­
weit erforderlich, gegebenenfalls nach entsprechender Ergän­
zung des Parteivortrages die nötigen weiteren tatsächlichen 
Feststellungen treffen kann, ist die Sache in dem im Ur­
teilsausspruch bezeichneten Umfang unter Aufhebung des ange­
fochtenen Urteils an das Berufungsgericht zurückzuver­
weisen .

Boujong Richter am Bundesgerichtshof Dr. Hesselberger 
Dr. Bauer ist wegen Urlaubs an der Unterschrift verhindert
Boujon StodolkowitzRöhricht
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